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Bald nach dem Unfall von 
Fukushima begann die Prä-
fektur mit Reihenuntersu-
chungen der Schilddrüsen an 
Kindern und Jugendlichen –
vom Säugling bis zum Alter 
von unter 18 Jahren. Am 13. 
Februar 2013 fand erneut eine 
öffentliche Sitzung des Len-
kungsausschusses für die Ge-
sundheitsstudie an den Ein-
wohnern der Präfektur Fuku-
shima statt. Im Anschluß gab 
es eine Pressekonferenz. Von 
beiden Veranstaltungen teilte 
uns MARUMORI Aya aus 
Fukushima folgendes mit [1]:

Thema waren die Ergebnisse 
der Ultraschalluntersuchungen 
an 38.114 Kindern im Jahr 
2011 (Heisei 23). Von diesen 
waren 186 aufgefordert wor-
den, sich gründlichen Nach-
untersuchungen zu unterzie-
hen. 24 dieser Kinder erschie-
nen nicht. Die Nachuntersu-
chungen sind für 151 Kinder 
inzwischen abgeschlossen, für 
11 Kinder dauern sie noch an.

33 der 151 Kinder wurden 
nach Abschluß der Untersu-
chungen wieder in die nor-
malen Beobachtungskatego-
rien A1/A2 eingestuft, für die 
lediglich alle zwei Jahre eine 
Nachuntersuchung vorgesehen 
ist. 118 Kinder wurden wegen 
Verdachts auf ernste Erkran-
kungen in ärztliche Behand-
lung überwiesen. Zytologische 
Untersuchungen sind bei 76 
Kindern abgeschlossen, bei 42 
Kindern wurden sie noch 
nicht durchgeführt.

Bei 10 der Kinder, die sich ei-
ner zytologischen Untersu-
chung unterziehen mußten, 
besteht im Ergebnis ein 
Krebsverdacht. Der Verdacht 
ist bei 3 Kindern nach einer 
Schilddrüsenoperation bestä-
tigt worden – gefunden wurde 
bei jedem der drei Kinder ein 
papilläres Karzinom. Bei 7 
Kindern ist der Verdacht noch

nicht bestätigt.

Die 10 Kinder sind im Durch-
schnitt 15 Jahre alt; drei von 
ihnen sind Jungen, sieben sind 
Mädchen. Die durchschnittli-
che Größe der Geschwulst lag 
bei 15 Millimetern.

In diesen Zahlen sind die Kin-
der, die als Folge der Untersu-
chungen im Jahr 2012 (Heisei 
24) zur Nachuntersuchung 
aufgefordert wurden, nicht 
enthalten. Auch das Kind mit 
Schilddrüsenkarzinom, das bei 
dieser Reihenuntersuchung 
entdeckt wurde, ist in den jetzt 
bekanntgegebenen Zahlen 
nicht enthalten [2, 3, 4].

Der Leiter der Schilddrüsen-
Reihenuntersuchungen, Pro-
fessor SUZUKI Shin’ichi,
kommentierte das Geschlech-
terverhältnis der Verdachts-
fälle als „genau wie beim nor-
malen Auftreten von Schild-
drüsenkrebs“. Professor YA-
MASHITA Shun’ichi, Leiter 
aller Reihenuntersuchungen 
und des Gesundheitsmanage-
ments der Präfektur seit dem 
Atomunfall, bemerkte: „Allge-
mein gesprochen gibt es unter 
38.000 Personen 10 Krebs-
und Krebsverdachtsfälle“.

Wie die Internetausgabe der 
Zeitung Asahi Shimbun vom 
13. Februar 2013 ergänzend 
berichtete, stellt sich die Prä-
fektur Fukushima auf den 
Standpunkt, es sei „schwer 
vorstellbar, daß es sich dabei 
um Auswirkungen der Strah-
lenexposition handeln könne“.
In der Folge von Tschernobyl 
sei ja der Schilddrüsenkrebs 
erst 4 bis 5 Jahre nach der Ex-
position aufgetreten. [5]

Bei den drei festgestellten 
Schilddrüsenkarzinomen habe 
es sich um langsam progre-
diente Formen in einem frü-
hen Stadium gehandelt, „der 
Krebs“ sei operativ entfernt 
worden und die 3 Patienten 

führten wieder ein normales 
Leben. Die Expositionsdosis 
sei nicht bekannt. Allerdings 
seien bei dieser ersten Rei-
henuntersuchung vor allem 
Kinder aus den Evakuierungs-
zonen, zum Beispiel aus
Iitate-mura oder Nami’e-ma-
chi, erfaßt worden.
Schilddrüsenkrebs bei Kin-
dern, zitiert die Zeitung Asahi 
Shimbun Suzuki, gebe es in 
einer Häufigkeit von ein bis 
zwei Fällen auf eine Million
Kinder. Nun sei eine deutlich 
höhere Häufigkeit gefunden 
worden.

Kalkulationen von 
UNSCEAR und WHO

Am 26. Februar 2013 gab das 
Wissenschaftliche Komitee 
der Vereinten Nationen für die 
Wirkungen der Atomstrahlung
(UNSCEAR) auf einer inter-
nationalen Konferenz in Fu-
kushima ihre Berechnung der 
Schilddrüsendosis für einjäh-
rige Kinder in der 30-Kilome-
terzone um den havarierten 
Reaktor bekannt. Wie die Zei-
tung Asahi Shimbun (Internet-
ausgabe) meldet, wird diese 
Dosis auf unter 50 Millisievert 
geschätzt. In diese Berech-
nung seien typische Evaku-
ierungsbewegungen einbezo-
gen, nicht jedoch Belastun-
gen durch Nahrungsaufnah-
me, wird erklärt.
Im Mai 2012 hatte die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO),
die Schilddrüsendosis für ein 
einjähriges Kind aus Nami’e-
machi (nördlich des Katastro-
phenorts) auf 100 bis 200 
Millisievert geschätzt, dabei 
allerdings die Ernährung mit 
einbezogen. Für die Präfektur 
Fukushima außerhalb der 20-
bis 30-Kilometerzone wurde 
die Schilddrüsendosis für ein 
einjähriges Kind von der 
WHO auf 10 bis 100 Millisie-
vert geschätzt. [6]
Am 28. Februar 2013 veröf-
fentlichte die WHO eine vor-
läufige Abschätzung der Ge-
sundheitsfolgen aus dem Atom-
unfall [7]. Sie kommt zu dem 
Ergebnis, „daß für die allge-
meine Bevölkerung innerhalb 
und außerhalb von Japan die 

prognostizierten Risiken ge-
ring sind und keine beob-
achtbaren Anstiege der Krebs-
raten zu erwarten sind.“ Le-
diglich für Menschen an den 
am stärksten kontaminierten 
Orten seien die geschätzten 
Risiken etwas über den Nor-
malwerten erhöht: Brustkrebs 
um rund 6 Prozent und alle 
soliden Tumoren um rund 4 
Prozent bei Frauen, die der 
Fukushima-Strahlung als Kin-
der ausgesetzt waren, Leukä-
mie um rund 7 Prozent bei 
Männern und Schilddrüsen-
krebs um bis zu 70 Prozent 
bei Frauen, die der Strahlung 
als Säuglinge ausgesetzt wa-
ren.

Kommentar

UNSCEAR und WHO sind in 
erster Linie politische Organi-
sationen. Sie haben sich un-
tereinander abgesprochen und 
ihre Schadenskalkulationen 
beruhen auf den offiziellen 
Monitoring-Angaben der ja-
panischen Behörden. In Japan 
ist allgemein bekannt, daß de-
ren Dosisangaben falsch sind. 
Die WHO schreibt, jeder möge 
ihre Aussagen selbst beurtei-
len. Diese sind vor allem für 
das Ausland bestimmt, in Ja-
pan weiß man es besser.

Ergebnisse der Schilddrüsen-
Reihenuntersuchungen an den 
Kindern aus der Präfektur 
Fukushima sind bisher für 
80.164 Kinder veröffentlicht 
worden, das sind weniger als 
die Hälfte der Kinder, die un-
tersucht werden sollten. Die 
bisherigen Untersuchungen 
fanden in zwei Gruppen statt. 
Die 38.114 Kinder der ersten 
Gruppe, um die es in diesem 
Beitrag geht, wiesen zu 35,1 
Prozent Schilddrüsenzysten 
und zu 1 Prozent Knoten auf. 
Die 186 zur Nachuntersu-
chung bestellten Kinder (0,5 
Prozent der Kohorte) zeigten 
schon bei der ersten Ultra-
schalluntersuchung große Kno-
ten oder Zysten. Tatsächlich 
gibt es also nicht wie Yama-
shita erklärt inzwischen 10 
Krebs- und Krebsverdachtfälle 
unter 38.000 Kindern, sondern 
unter 151 Kindern, denn nur 
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für diese liegen überhaupt ab-
schließende Untersuchungen 
vor.
Die überwiegende Zahl der 
anfänglich untersuchten Kin-
der soll erst in zwei Jahren 
wieder untersucht werden. 
Studienleiter Suzuki hatte am 
10. November 2012 öffentlich 
in Fukushima-Stadt erklärt, 
die nötigen Spezialisten für 
Kinderschilddrüsen müßten 
erst ausgebildet werden und 
stünden deshalb erst in 2 Jah-
ren zur Verfügung. [4]
Die von der Zeitung Asahi 
Shimbun zitierte Aussage der 
japanischen Behörden, die ra-
dioaktive Strahlung könne 
nicht Ursache der Schilddrü-
senerkrankungen sein, denn 
nach Tschernobyl seien diese 
erst nach 4 bis 5 Jahren auf-
getreten, ist falsch und grob ir-
reführend. Denn für eine sol-
che Behauptung gibt es keine 
Belege, weil die damalige 
Sowjetregierung seinerzeit ih-
ren Ärzten untersagt hatte, 
eine Beziehung zwischen auf-
tretenden Erkrankungen und 
der Exposition nach der Kata-
strophe herzustellen. Die rus-
sische Statistik beginnt des-
halb erst 5 Jahre nach der 
Tschernobyl-Katastrophe. 
Schilddrüsenerkrankungen
sind auch nach Tschernobyl 
bereits früher aufgetreten. [3]
Die operative Entfernung der 
Schilddrüse bei Schilddrüsen-
krebs bedeutet speziell für 
Kinder einen schweren Ein-
griff in den Stoffwechsel. Die 
Hormone der Schilddrüse sind 
entscheidend für die geistige 
und körperliche Entwicklung 
der Kinder und müssen nun 
ständig medikamentös ersetzt 
werden. A.H./Th.D.
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Futaba-machi ist der Ort, zu 
dem das Kernkraftwerk Fuku-
shima Dai-ichi verwaltungs-
technisch gehört. Die Ge-
meinde ist auf Anweisung der 
Behörden und mit gutem 
Grund evakuiert. Ihre etwa 
7.000 Bewohner sind in ganz 
Japan verstreut. Allerdings le-
ben viele von ihnen in drei
weit voneinander entfernten
Zentren mit provisorischen 
Unterkünften. Familien und 
Nachbarschaften sind oft ge-
trennt. Viele Leute haben kei-
ne Arbeit. Die Gemeinde mit 
Bürgermeister, Gemeindever-
tretung und Gemeindever-
waltung existiert aber weiter.

Am 16. Dezember 2012 hatte 
die LDP unter dem jetzigen 
Premierminister Abe die Wah-
len zum japanischen Unter-
haus gewonnen – nach einem 
Wahlkampf, der unter ande-
rem ‚pro Atomù geführt wur-
de. Nur vier Tage später, am 
20. Dezember 2012, brachte 
der Gemeinderat von Futaba-
machi ein einstimmiges Miß-
trauensvotum gegen Bürger-
meister IDOGAWA Katsutaka
ein. Dieser hatte vor dem 
Menschenrechtsausschuß der 
Vereinten Nationen in Genf 
am 30. Oktober 2012 das Leid 
seiner Gemeinde unge-
schminkt dargestellt. (Strah-
lentelex hat seine Ansprache 
dokumentiert [4]). Nach dem 
Mißtrauensvotum gegen ihn 
machte der Bürgermeister von 
seinem Recht Gebrauch, den 
Gemeinderat aufzulösen. Eine 
schriftliche Begründung für 
das Mißtrauensvotum der Ge-
meindevertreter war auf der 

Homepage der Gemeinde Fu-
taba nicht zu finden. [1] Drei 
der acht Mitglieder des Ge-
meinderates sollen Verbindun-
gen zu Tepco, dem Betreiber 
des havarierten Kraftwerks, 
haben.

Nach einem dreitägigen Kran-
kenhausaufenthalt erklärte 
Bürgermeister Idogawa am 23.
Januar 2013 seinen Rücktritt.
Außer für eine Verbesserung 
der Lebenssituation und Ge-
sundheitsversorgung seiner 
evakuierten Gemeinde hatte 
sich Idogawa gegenüber der 
Präfekturverwaltung von Fu-
kushima und der japanischen 
Zentralregierung dafür einge-
setzt, die Kleinstadt Futaba an 
einem radioaktivitätsfreien 
Ort, eventuell interimistisch, 
wieder aufzubauen.

Idogawa lehnt den Ortsdosis-
grenzwert von 20 Millisievert 
pro Jahr (mSv/a) oder 3,8 
Mikrosievert pro Stunde (µSv/ 
h) außerhalb von Gebäuden
entschieden ab. Dieser wird 
von der Präfektur Fukushima 
und anderen Stellen propagiert 
und zur Grundlage von Ver-
waltungsentscheidungen ge-
macht, zum Beispiel für den 
Schulbetrieb in kontaminier-
ten Gebieten. Wer nachrech-
net wird feststellen, daß 3,8 
µSv/h über 24 Stunden und 
365 Tage pro Jahr mehr als 33 
Millisievert ergibt. Auf 20 
Millisievert pro Jahr kommt 
nur, wer trickreich kalkuliert, 
daß innerhalb von Gebäuden 
die Ortsdosisleistung vielleicht
etwas geringer ist als au-
ßerhalb der Häuser und man 

sich nicht ständig außerhalb 
der Gebäude aufhält. In eini-
gen Gegenden um den hava-
rierten Reaktor soll dieser 
Wert durch „Dekontamina-
tion“ erst wieder erreicht wer-
den, damit die Evakuierten in 
ihre angestammten Wohnge-
biete zurückkehren. (Vergl. 
Strahlentelex 622-623 vom 6. 
Dezember 2012 [5]).

Idogawas Argumentation ist 
kompromißlos: Der Bevölke-
rung sei stets versichert wor-
den, daß ein Unfall ausge-
schlossen sei und die zuläs-
sige Belastung der Allgemein-
bevölkerung mit 1 mSv/a ein-
gehalten werde. Nun, nach 
dem Unfall, werde noch nicht 
einmal der Evakuierungsgrenz-
wert von 5 mSv/a, der in der 
Ukraine und Belarus gelte, an-
gewandt, sondern der höchste 
Wert nach dem von der ICRP 
vorgegebenen Spektrum für 
Notfälle. Man solle doch be-
denken, daß es in der Ukraine, 
25 Jahre nach Tschernobyl, 
sehr viele kranke Kinder ge-
geben habe und gebe, die spä-
ter auch nicht arbeitsfähig sei-
en. Diese zukünftigen Schäden
gelte es zu vermeiden. Und 
auch die Gefahr, daß bei zu-
künftigen Erkrankungen der 
Zusammenhang mit der Strah-
lenbelastung erst in Gerichts-
prozessen nachgewiesen wer-
den müsse, wie seinerzeit in 
Japan bei der durch Queck-
silberkontamination eines Flus-
ses hervorgerufenen Minama-
ta-Krankheit. [2]

„Wir können nicht auf Dauer 
wie Schiffbrüchige auf dem 
Meer treiben, und ich habe 
mich bemüht, daß die Regie-
rung uns schnell festen Boden 
unter die Füße gibt und der 
Wiederaufbau möglich wird. 
Aber meine Zeit reichte 
nicht“, schreibt Bürgermeister 
Idogawa den Bürgern von 
Futaba anläßlich seines Rück-
tritts.

Tatsachenbelege für die Si-
cherheitsstandards bei künstli-
cher Radioaktivität gebe es 
nur wenige, und „der Nach-
weis, daß Menschen tatsäch-
lich mit ihren Familien bei 20 
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